
In der Senatssitzung am 10. Oktober 2023 beschlossene Fassung 

 

Die Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration 

05.10.2023 

S 15 

Tischvorlage für die Sitzung des Senats am 10.10.2023 
 
„Anlaufstellen für Bedürftige am Bremer Hauptbahnhof“ 
(Anfrage für die Fragestunde der Stadtbürgerschaft) 
 

A. Problem 
Die Fraktion der FDP hat für die Fragestunde der Stadtbürgerschaft folgende Anfrage an den 
Senat gestellt: 
 
„Wir fragen den Senat: 
 

1. Mit welchem Ergebnis hat der Runde Tisch zur Zukunft der Essensausgaben im 
Bremer Bahnhofsumfeld, zu dem die Innen- und Sozialbehörde kürzlich eingeladen 
hat, getagt? 

 
2. Wie gedenkt der Senat, das Angebot der Hilfsorganisationen, die am Bremer 

Hauptbahnhof Hilfsbedürftige unterstützen, zukünftig zu organisieren? 
 

3. Liegen den Hilfsorganisationen zwischenzeitlich die notwendigen 
Sondernutzungserlaubnisse vor und wie kann es langfristig mit ihrer Arbeit aus Sicht 
des Senats weitergehen?“ 

 

B. Lösung 
Auf die vorgenannte Anfrage wird dem Senat folgende Antwort vorgeschlagen: 
 
Zu Frage 1: 
Es ist das ausdrückliche Ziel des Senats, für alle Menschen am Bremer Hauptbahnhof eine 
gute Aufenthaltsqualität zu schaffen. Dazu gehört auch, dass es weiterhin gut erreichbare 
Essensausgaben für Menschen in prekären Lebenslagen geben wird. Der Runde Tisch hat 
sich mit der Frage befasst, wie das zu erreichen ist. Eingeflossen sind die Fragen der 
Erreichbarkeit der Angebote für Ehrenamtliche und Betroffene, sowie Sicherheitsaspekte am 
Bahnhofsplatz. Auch der Bedarf an Essensausgabestellen in anderen Stadtteilen wurde 
thematisiert. Das erste Treffen am 22. August 2023 war ein Auftaktgespräch, es werden 
weitere Gespräche folgen.  
 
Zu Frage 2: 
Der Senat bedankt sich für das große ehrenamtliche Engagement, das die Essensausgaben 
für Menschen in prekären Lebenssituationen – organisiert durch die Hilfsorganisationen und 
Vereine – überhaupt erst ermöglicht. Diese Angebote sollen künftig möglichst so organisiert 
werden, dass sie gut wahrgenommen werden können und zugleich die allgemeinen 
Anforderungen an öffentliche Räume berücksichtigt werden, vor allem Sicherheitsaspekte und 
Sauberkeit. In diesem Prozess wird ein enger Austausch mit den Hilfsorganisationen gesucht. 
 
Zu Frage 3: 
Einige Hilfsorganisationen haben auf behördliche Anfragen noch nicht reagiert, sodass hier 
noch Gespräche erfolgen müssen. Denen, die einen Antrag gestellt haben, liegt eine befristete 
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Sondernutzungserlaubnis vor. Der zuständige Umweltbetrieb Bremen hat eine Genehmigung 
erteilt für die Essensausgaben der Suppenengel im Nelson-Mandela-Park, am Kaisendenkmal 
und in der Neustadt. Das Ordnungsamt hat zuständigkeitshalber, die Essensausgabe für die 
Johanniter ‚Auf der Brake“ genehmigt. Weitere Örtlichkeiten für die Essensausgaben im 
Bahnhofsumfeld werden in den teilweise bereits laufenden Gesprächen mit den 
Hilfsorganisationen erörtert.  
 

C. Alternativen 
Werden nicht empfohlen. 
 

D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender-Prüfung 
Keine finanziellen oder personalwirtschaftlichen Auswirkungen durch die Beantwortung dieser 
Anfrage. Die Essenausgaben werden von Menschen jeglichen Geschlechts – tendenziell aber 
mehr männlich gelesenen Personen - wahrgenommen.  
 

E. Beteiligung / Abstimmung 
Der Antwortentwurf ist mit dem Senator für Inneres und Sport abgestimmt. 
 

F. Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
Einer Veröffentlichung über das zentrale elektronische Informationsregister steht nichts 
entgegen. 
 

G. Beschluss 
Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage der Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und 
Integration vom 05.10.2023 einer mündlichen Antwort auf die Anfrage der Fraktion der FDP in 
der Fragestunde der Stadtbürgerschaft zu. 
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